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Was ist das Hinweisgeberschutzgesetz? 

 

Das Hinweisgeberschutzgesetz (HinSchG) verpflichtet Unternehmen, die Einrichtung und den 

Betrieb eines Meldekanals, um Verstöße im Zusammenhang mit dienstlicher, beruflicher oder 

unternehmerischer Tätigkeit melden zu können. Das Ziel ist es nach wie vor einen 

gesetzeskonformen Geschäftsbetrieb innerhalb der USS GmbH weiter zu betreiben. 

Wichtig zu wissen ist, dass nicht jeder Vorgang in diesen Kontext fällt. Einen Überblick über 

den sachlichen Anwendungsbereich gibt das Gesetz im zweiten Paragraphen. 

 

 

Wer kann melden? 

 

Alle natürlichen Personen, die im Zusammenhang mit ihrer beruflichen Tätigkeit oder im 

Vorfeld einer beruflichen Tätigkeit Informationen über Verstöße erlangt haben, können diese 

melden.  

 

 

Wie melde ich? 

 

Hinweise können Sie schriftlich unter Hinweis@uss.de sowie unter der Telefonnummer 

01723057559 intern melden.  

Kommunizieren Sie zu Ihrer eigenen Sicherheit nicht über Team-E-Mail-Adressen 

oder in Anwesenheit dritter Personen! 

 

 

Gefährde ich damit nicht meinen Arbeitsplatz? 

 

Alle berechtigten Meldungen von Hinweisgebenden an zuständige Meldestellen, gehen mit 

dem Schutz des Gesetzes einher. 

Aufgrund einer berechtigten Meldung dürfen keine Repressalien ergriffen werden. Ist eine 

Repressalie eindeutig rückführbar auf eine Hinweisgabe, werden Bußgelder fällig. 

Hinweisgebende Personen genießen den Schutz der Vertraulichkeit, das heißt die Identität 

der Hinweisgebenden wird durch das Gesetz geschützt. Eine Weitergabe von Daten die 

Rückschlüsse auf ihre Identität ermöglichen, darf nur bei unberechtigten Meldungen, mit 

ihrem Einverständnis oder aus gesetzlicher Notwendigkeit erfolgen, beispielsweise wenn die 

interne Meldestelle den Fall an die Staatsanwaltschaft übergibt.  

 

 

Wann ist eine Meldung berechtigt?  

 

Meldungen sind dann berechtigt, wenn hinweisgebende Personen gutgläubig davon 

ausgehen durften, dass die gemachten Angaben der Wahrheit entsprechen. Ohne 

Bemühungen der Verifizierung dürfen Hinweise nicht erfolgen. Nicht zumutbar ist die 

Bemühung der Verifizierung für die Hinweisgebenden, wenn die Gefahr besteht Repressalien 
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zu erleiden oder die Beschaffung durch eine Straftat erfolgt ist. Die Motivation der 

Hinweisgebenden ist ohne Belang für deren Schutz.  

Achtung: Bei wissentlich falschen, missbräuchlichen, böswilligen Meldungen oder grob 

fahrlässigen Einschätzungsfehlern genießen Hinweisgebende diesen Gesetzesschutz nicht. 

Arbeits-, zivil- oder strafrechtliche Konsequenzen können dann in Folge anfallen.   

 

 

Was passiert nach einer Meldung? 

 

Hinweisgebende Personen erhalten binnen sieben Tagen eine Eingangsbestätigung. Die 

interne Meldestelle wird eine Sitchhaltigkeitsprüfung vollziehen und prüfen, ob der 

eingegangene Hinweis in den sachlichen Anwendungsbereichs des Gesetzes fällt. 

Gegebenenfalls werden Rückfragen nötig zu: 

 

- Der Natur und den Umständen des gemeldeten Verstoßes 

- Den für den Verstoß verantwortlichen Personen. 

- Tatsachen und Beweismitteln, die den gemeldeten Verstoß oder die Verantwortung 

der verantwortlichen Person begründen.  

- Weiteren Tatsachen und Beweismitteln, die die Behauptungen des Hinweisgebenden 

untermauern 

 

Gegebenenfalls wird die interne Meldestelle weitere Ermittlungen anstellen. Dies betrifft die 

Einsichtnahme in Dokumente oder die Anhörung betroffener Personen. Da die Natur 

mancher Anfragen bereits einen Rückschluss auf die potentielle Identität der 

Hinweisgebenden zulassen, werden die in diesem Zuge betroffenen Personen auf 

Vertraulichkeit verpflichtet. 

 

Ein persönliches Treffen zwischen der hinweisgebenden Person und der internen Meldestelle 

ist zu jeder Zeit des Prozesses möglich, logischerweise in einem Rahmen, der die Identität 

der Hinweisgebenden schützt. 

 

Die interne Meldestelle wird am Abschluss der Ermittlungen einen Bericht mit 

Handlungsempfehlungen erstellen und der Geschäftsführung vorlegen. Mit Abschluss der 

Ermittlungen erhalten Hinweisgebende ebenfalls eine Meldung über die vorgeschlagenen 

Handlungsempfehlungen spätestens drei Monate nach Eingang des Hinweises. 

 

 

Weitere Grundsätze 

 

Für Personen die Gegenstand eines Hinweises sind, gilt grundsätzlich die 

Unschuldsvermutung. Auch diese Personen oder weitere in der Meldung enthaltene Dritte 

werden durch das Gesetz geschützt. 

  

Folgemaßnahmen werden auf Grundlage objektiver, prüfbarer und nachvollziehbarer Fakten, 

durchgeführt, nicht auf Grundlage von Gerüchten oder Vermutungen. 
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Eine Kontaktaufnahme zur internen Meldestelle gilt als erstes Einverständnis zur 

Datenverarbeitung. Weitere eventuell nötige Einverständniserklärungen der hinweisgebenden 

Personen können in Folge anfallen. 

 

Gemäß § 7 des Gesetzes besteht grundsätzlich die Wahl zwischen einer internen und 

externen Meldung. interne Meldestellen können Verstöße oftmals schneller untersuchen und 

auch schneller entsprechende Folgemaßnahmen ergreifen. Eine externe Meldung ist auch zu 

späterem Zeitpunkt möglich. Zuständige externe Meldestelle ist Bundesamt für Justiz, 

Adenauerallee 99 – 103, 53113 Bonn.  

 

Gesetz für einen besseren Schutz hinweisgebender Personen 

(HinSchG – Auszug) 
 

§ 2 Sachlicher Anwendungsbereich 

 

(1) Dieses Gesetz gilt für die Meldung (§ 3 Absatz 4) und die Offenlegung (§ 3 
Absatz 5) von Informationen über  

1. Verstöße, die strafbewehrt sind, 
2. Verstöße, die bußgeldbewehrt sind, soweit die verletzte Vorschrift dem Schutz 

von Leben, Leib oder Gesundheit oder dem Schutz der Rechte von 
Beschäftigten oder ihrer Vertretungsorgane dient, 

3. sonstige Verstöße gegen Rechtsvorschriften des Bundes und der Länder sowie 
unmittelbar geltende Rechtsakte der Europäischen Union und der 
Europäischen Atomgemeinschaft  

a) zur Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung, unter 
Einschluss insbesondere des Geldwäschegesetzes und der Verordnung 
(EU) 2015/847 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. 
Mai 2015 über die Übermittlung von Angaben bei Geldtransfers und zur 
Aufhebung der Verordnung (EU) Nr. 1781/2006 (ABl. L 141 vom 
5.6.2015, S. 1), die durch die Verordnung (EU) 2019/2175 (ABl. L 334 
vom 27.12.2019, S. 1) geändert worden ist, in der jeweils geltenden 
Fassung, 

b) mit Vorgaben zur Produktsicherheit und -konformität, 
c) mit Vorgaben zur Sicherheit im Straßenverkehr, die das 

Straßeninfrastruktursicherheitsmanagement, die 
Sicherheitsanforderungen in Straßentunneln sowie die Zulassung zum 
Beruf des Güterkraftverkehrsunternehmers oder des 
Personenkraftverkehrsunternehmers (Kraftomnibusunternehmen) 
betreffen, 

d) mit Vorgaben zur Gewährleistung der Eisenbahnbetriebssicherheit, 
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e) mit Vorgaben zur Sicherheit im Seeverkehr betreffend Vorschriften der 
Europäischen Union für die Anerkennung von Schiffsüberprüfungs- und 
-besichtigungsorganisationen, die Haftung und Versicherung des 
Beförderers bei der Beförderung von Reisenden auf See, die Zulassung 
von Schiffsausrüstung, die Seesicherheitsuntersuchung, die Seeleute-
Ausbildung, die Registrierung von Personen auf Fahrgastschiffen in der 
Seeschifffahrt sowie Vorschriften und Verfahrensregeln der 
Europäischen Union für das sichere Be- und Entladen von 
Massengutschiffen, 

f) mit Vorgaben zur zivilen Luftverkehrssicherheit im Sinne der Abwehr 
von Gefahren für die betriebliche und technische Sicherheit und im 
Sinne der Flugsicherung, 

g) mit Vorgaben zur sicheren Beförderung gefährlicher Güter auf der 
Straße, per Eisenbahn und per Binnenschiff, 

h) mit Vorgaben zum Umweltschutz, 
i) mit Vorgaben zum Strahlenschutz und zur kerntechnischen Sicherheit, 
j) zur Förderung der Nutzung von Energie aus erneuerbaren Quellen und 

der Energieeffizienz, 
k) zur Lebensmittel- und Futtermittelsicherheit, zur ökologischen 

Produktion und zur Kennzeichnung von ökologischen Erzeugnissen, 
zum Schutz geografischer Angaben für Agrarerzeugnisse und 
Lebensmittel einschließlich Wein, aromatisierter Weinerzeugnisse und 
Spirituosen sowie garantiert traditioneller Spezialitäten, zum 
Inverkehrbringen und Verwenden von Pflanzenschutzmitteln sowie zur 
Tiergesundheit und zum Tierschutz, soweit sie den Schutz von 
landwirtschaftlichen Nutztieren, den Schutz von Tieren zum Zeitpunkt 
der Tötung, die Haltung von Wildtieren in Zoos, den Schutz der für 
wissenschaftliche Zwecke verwendeten Tiere sowie den Transport von 
Tieren und die damit zusammenhängenden Vorgänge betreffen, 

l) zu Qualitäts- und Sicherheitsstandards für Organe und Substanzen 
menschlichen Ursprungs, Human- und Tierarzneimittel, 
Medizinprodukte sowie die grenzüberschreitende Patientenversorgung, 

m) zur Herstellung, zur Aufmachung und zum Verkauf von 
Tabakerzeugnissen und verwandten Erzeugnissen, 

n) zur Regelung der Verbraucherrechte und des Verbraucherschutzes im 
Zusammenhang mit Verträgen zwischen Unternehmern und 
Verbrauchern sowie zum Schutz von Verbrauchern im Bereich der 
Zahlungskonten und Finanzdienstleistungen, bei Preisangaben sowie 
vor unlauteren geschäftlichen Handlungen, 
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o) zum Schutz der Privatsphäre in der elektronischen Kommunikation, zum 
Schutz der Vertraulichkeit der Kommunikation, zum Schutz 
personenbezogener Daten im Bereich der elektronischen 
Kommunikation, zum Schutz der Privatsphäre der Endeinrichtungen von 
Nutzern und von in diesen Endeinrichtungen gespeicherten 
Informationen, zum Schutz vor unzumutbaren Belästigungen durch 
Werbung mittels Telefonanrufen, automatischen Anrufmaschinen, 
Faxgeräten oder elektronischer Post sowie über die 
Rufnummernanzeige und -unterdrückung und zur Aufnahme in 
Teilnehmerverzeichnisse, 

p) zum Schutz personenbezogener Daten im Anwendungsbereich der 
Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher Personen bei der 
Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und 
zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung) 
(ABl. L 119 vom 4.5.2016, S. 1; L 314 vom 22.11.2016, S. 72; L 127 
vom 23.5.2018, S. 2; L 74 vom 4.3.2021, S. 35) gemäß deren Artikel 2, 

q) zur Sicherheit in der Informationstechnik im Sinne des § 2 Absatz 2 des 
BSI-Gesetzes von Anbietern digitaler Dienste im Sinne des § 2 Absatz 
12 des BSI-Gesetzes, 

r) zur Regelung der Rechte von Aktionären von Aktiengesellschaften, 
s) zur Abschlussprüfung bei Unternehmen von öffentlichem Interesse 

nach § 316a Satz 2 des Handelsgesetzbuchs, 
t) zur Rechnungslegung einschließlich der Buchführung von 

Unternehmen, die kapitalmarktorientiert im Sinne des § 264d des 
Handelsgesetzbuchs sind, von Kreditinstituten im Sinne des § 340 
Absatz 1 des Handelsgesetzbuchs, Finanzdienstleistungsinstituten im 
Sinne des § 340 Absatz 4 Satz 1 des Handelsgesetzbuchs, 
Wertpapierinstituten im Sinne des § 340 Absatz 4a Satz 1 des 
Handelsgesetzbuchs, Instituten im Sinne des § 340 Absatz 5 Satz 1 des 
Handelsgesetzbuchs, Versicherungsunternehmen im Sinne des § 341 
Absatz 1 des Handelsgesetzbuchs und Pensionsfonds im Sinne des § 
341 Absatz 4 Satz 1 des Handelsgesetzbuchs, 

4. Verstöße gegen bundesrechtlich und einheitlich geltende Regelungen für 
Auftraggeber zum Verfahren der Vergabe von öffentlichen Aufträgen und 
Konzessionen und zum Rechtsschutz in diesen Verfahren ab Erreichen der 
jeweils maßgeblichen EU-Schwellenwerte, 

5. Verstöße, die von § 4d Absatz 1 Satz 1 des 
Finanzdienstleistungsaufsichtsgesetzes erfasst sind, soweit sich nicht aus § 4 
Absatz 1 Satz 1 etwas anderes ergibt, 

6. Verstöße gegen für Körperschaften und Personenhandelsgesellschaften 
geltende steuerliche Rechtsnormen, 

7. Verstöße in Form von Vereinbarungen, die darauf abzielen, sich in 
missbräuchlicher Weise einen steuerlichen Vorteil zu verschaffen, der dem Ziel 
oder dem Zweck des für Körperschaften und Personenhandelsgesellschaften 
geltenden Steuerrechts zuwiderläuft, 
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8. Verstöße gegen die Artikel 101 und 102 des Vertrags über die Arbeitsweise 
der Europäischen Union sowie Verstöße gegen die in § 81 Absatz 2 Nummer 
1, 2 Buchstabe a und Nummer 5 sowie Absatz 3 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen genannten Rechtsvorschriften, 

9. Verstöße gegen Vorschriften der Verordnung (EU) 2022/1925 des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 14. September 2022 über 
bestreitbare und faire Märkte im digitalen Sektor und zur Änderung der 
Richtlinien (EU) 2019/1937 und (EU) 2020/1828 (Gesetz über digitale Märkte) 
(ABl. L 265 vom 12.10.2022, S. 1), 

10. Äußerungen von Beamtinnen und Beamten, die einen Verstoß gegen die 
Pflicht zur Verfassungstreue darstellen. 
 

(2)  Dieses Gesetz gilt außerdem für die Meldung und Offenlegung von 
Informationen über  

1. Verstöße gegen den Schutz der finanziellen Interessen der Europäischen 
Union im Sinne des Artikels 325 des Vertrags über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union und 

2. Verstöße gegen Binnenmarktvorschriften im Sinne des Artikels 26 Absatz 2 des 
Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union, einschließlich über 
Absatz 1 Nummer 8 hinausgehender Vorschriften der Europäischen Union über 
Wettbewerb und staatliche Beihilfen. 

 
 
§ 7 Wahlrecht zwischen interner und externer Meldung 
(1) Personen, die beabsichtigen, Informationen über einen Verstoß zu melden, 
können wählen, ob sie sich an eine interne Meldestelle (§ 12) oder eine externe 
Meldestelle (§§ 19 bis 24) wenden. Diese Personen sollten in den Fällen, in denen 
intern wirksam gegen den Verstoß vorgegangen werden kann und sie keine 
Repressalien befürchten, die Meldung an eine interne Meldestelle bevorzugen. Wenn 
einem intern gemeldeten Verstoß nicht abgeholfen wurde, bleibt es der 
hinweisgebenden Person unbenommen, sich an eine externe Meldestelle zu wenden. 
 
(2) Es ist verboten, Meldungen oder die auf eine Meldung folgende Kommunikation 
zwischen hinweisgebender Person und Meldestelle zu behindern oder dies zu 
versuchen. 
 
(3) Beschäftigungsgeber, die nach § 12 Absatz 1 und 3 zur Einrichtung interner 
Meldestellen verpflichtet sind, sollen Anreize dafür schaffen, dass sich 
hinweisgebende Personen vor einer Meldung an eine externe Meldestelle zunächst an 
die jeweilige interne Meldestelle wenden. Diese Beschäftigungsgeber stellen für 
Beschäftigte klare und leicht zugängliche Informationen über die Nutzung des 
internen Meldeverfahrens bereit. Die Möglichkeit einer externen Meldung darf 
hierdurch nicht beschränkt oder erschwert werden. 
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§ 18 Folgemaßnahmen der internen Meldestelle 

 

Als Folgemaßnahmen kann die interne Meldestelle insbesondere 

 

1. interne Untersuchungen bei dem Beschäftigungsgeber oder bei der jeweiligen 

Organisationseinheit durchführen und betroffene Personen und Arbeitseinheiten 

kontaktieren, 

2. die hinweisgebende Person an andere zuständige Stellen verweisen, 

3. das Verfahren aus Mangel an Beweisen oder aus anderen Gründen abschließen oder 

4. das Verfahren zwecks weiterer Untersuchungen abgeben an 

 

a) eine bei dem Beschäftigungsgeber oder bei der jeweiligen 

Organisationseinheit für interne Ermittlungen zuständige Arbeitseinheit 

oder 

 

     b) eine zuständige Behörde. 


